
Trotz der vielen Vorteile, die die Windenergie im Vergleich zu
Energie aus fossilen Brennstoffen bietet, könnenWindenergie-
anlagen oft als störend empfunden werden und Auswirkungen
auf Orts- und Landschaftsbild erzeugen. Wird eine erhebliche
Beeinträchtigung des Ortsbilds und/oder des Landschaftsbilds
im UVP-Genehmigungsverfahren festgestellt, stellt sich die
Frage, welche Bedeutung dies für die Erteilung der UVP-Ge-
nehmigung haben kann. Mit den Auswirkungen von Wind-
energieanlagen auf das Landschaftsbild hat sich zuletzt der
VwGH in seiner Entscheidung vom 21. 12. 2023, Ro 2020/
04/0018 befasst. Der Beitrag untersucht die Relevanz des

Landschafts- und Ortsbilds im UVP-Genehmigungsverfahren
und beschäftigt sich auch mit dem jüngsten VwGH-Erk.

Jede menschliche Einwirkung beeinflusst ihre Umgebung und so
prägt auch die Windenergienutzung das österr Landschafts- und
Ortsbildmit.Windenergieanlagen sind in ihremErscheinungsbild
nur in wenigen Punkten (zB Farbgebung) veränderbar, nachteilige
Auswirkungen resultieren nicht aus einermangelndenEigenästhe-
tik, sondern in erster Linie aus den erforderlichen Dimensionen
der Anlagen, die für einen wirtschaftlich sinnvollen Einsatz erfor-
derlich sind.1 Aus diesem Grund ist bereits bei der Standortwahl
fürWindenergieanlagen ein gewissesMaß an Sorgfalt erforderlich.

Jedoch ist nicht auszuschließen, dass es bei Windkraftstand-
orten aufgrund der Beeinträchtigung des Orts- und Landschafts-
bilds zu Kritik am Vorhaben kommt. Auch in Genehmigungsver-
fahren begutachten die Prüfgutachter der Beh die Auswirkungen
der Windenergieanlagen auf das Ortsbild und/oder Landschafts-
bild zunehmend „negativ“.

Im gegenständlichen Beitrag soll dargestellt werden, welche
Bedeutung eine negative Beurteilung des Ortsbilds und/oder

Landschaftsbilds im Rahmen eines UVP-Genehmigungsverfah-
ren hat. Dabei wird auch auf die jüngste Rspr des VwGH zu die-
ser Thematik eingegangen.2

Es werden folgende Rechtsfragen untersucht:
▶ Sind das Ortsbild und das Landschaftsbild zwingende Be-

standteile der UVP?
▶ Sind das Ortsbild und das Landschaftsbild Genehmigungskri-

terien nach dem UVP-G?
▶ Ist eine negative Beurteilung (erhebliche Beeinträchtigung des

Orts- oder Landschaftsbilds) ein zwingendes Genehmigungs-
hindernis?

Bestandteil des UVP-Genehmigungsverfahrens ist auch die Er-
stellung einer Umweltverträglichkeitserklärung (UVE) sowie de-
ren Überprüfung in Form eines Umweltverträglichkeitsgutach-
tens (UVGA) oder einer Zusammenfassenden Bewertung (ZB).
Diese fachliche Prüfung wird als UVP ieS bezeichnet.

Gem Art 3 Abs 1 lit b UVP-RL3 sind in der UVP die unmit-
telbaren und mittelbaren erheblichen Auswirkungen eines Pro-
jekts auf die „Landschaft“ zu identifizieren, zu beschreiben und
zu bewerten. Die „Landschaft“ ist daher ein fachlich zu beurtei-
lendes Schutzgut.
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Diese unionsrechtliche Vorgabe wurde in § 1 Abs 1 Z 1 lit c
UVP-G4 (allgemeine Zielbestimmung) sowie in § 6 Abs 1 Z 3
UVP-G (Vorgaben für die UVE) umgesetzt.

Die Landschaft ist daher zwingend als Schutzgut in die UVE
aufzunehmen; die Auswirkungen des Vorhabens auf dieses
Schutzgut sind zu beschreiben. Gleiches gilt für das UVGA
bzw die ZB. Denn dieses hat die UVE zu überprüfen und ggf
zu ergänzen.

Das Schutzgut „Landschaft“ wird üblicherweise in zwei Teil-
aspekte unterteilt: Einerseits das „Landschaftsbild“, andererseits
den „Erholungswert der Landschaft“.

Demnach ist das Landschaftsbild – dh das Bild einer Land-
schaft von jedem möglichen Blickpunkt zu Land, zu Wasser und
in der Luft5 – zweifellos ein Teil des Schutzguts „Landschaft“. Das
Ortsbild, dh die bauliche Ansicht eines Orts oder Ortsteils in-
nerhalb eines Bezugsbereichs,6 wird zwar weder in der UVP-RL
noch im österr UVP-G ausdrücklich erwähnt, in der Lit wird
jedoch vertreten, dass für das Schutzgut „Landschaft“ sowohl
das überörtliche Landschaftsbild als auch das Ortsbild beurtei-
lungserheblich sind.7

Somit sind sowohl das Orts- als auch das Landschaftsbild
Teil der UVP ieS (UVE einerseits und UVGA bzw ZB anderer-
seits).

Eine davon zu unterscheidende Frage ist, ob und inwieweit das
Orts- und das Landschaftsbild auch Genehmigungskriterien
nach dem UVP-G sind.

Es gibt im UVP-G mehrere Kriterien, die zwar Gegenstand
der UVP ieS, nicht jedoch Genehmigungskriterium sind (vgl
zB das Klima- und Energiekonzept oder das Bodenschutzkon-
zept8). Was Genehmigungskriterium ist, ergibt sich aus § 17
UVP-G (und seit der UVP-G-Nov 2023 – höchst unsystematisch
– für Windparks auch aus § 4a UVP-G).9

Beim Thema Genehmigung und Genehmigungsvoraussetzun-
gen geht das österr UVP-G über die Anforderungen der UVP-RL
deutlich hinaus. Die UVP-RL verlangt lediglich die Prüfung der
Umweltauswirkungen und endet mit der UVP ieS (UVE sowie
UVGA bzw ZB). Dazu ordnet die UVP-RL an, dass die Ergebnisse
der UVP bei allen Genehmigungsentscheidungen – lediglich – „zu
berücksichtigen“ sind.10 Jedoch normiert die UVP-RL keine in-
haltlichen Vorgaben an die Genehmigungsentscheidungen.

Demgegenüber geht das österr UVP-G über die UVP ieS weit
hinaus und endet erst mit einer Genehmigungsentscheidung so-
wie dem nachfolgenden Abnahmebescheid. Das UVP-G normiert
auch eigenständige inhaltliche Vorgaben an die Genehmigungs-
entscheidung. Konkret sieht das UVP-G ein dreistufiges Konzept
zur Prüfung der Genehmigungsfähigkeit eines Vorhabens vor:11

In einem ersten Schritt hat die UVP-Beh nach § 17 Abs 1
UVP-G die in den mitanzuwendendenMateriengesetzen vorge-
sehenen Genehmigungsvoraussetzungen bei der Entscheidung
über den UVP-Antrag anzuwenden. Soweit die Materiengesetze
eine Interessenabwägung normieren, ist eine Interessenabwä-
gung vorzunehmen; so können allfällige Genehmigungshinder-
nisse überwunden werden.

In einem zweiten Schritt sind die Genehmigungsvorausset-
zungen des § 17 Abs 2 UVP-G anzuwenden. Diese umfassen
▶ die Begrenzung von Emissionen von Schadstoffen nach dem

Stand der Technik (Z 1),
▶ die Geringhaltung der Immissionsbelastung zu schützender

Güter sowie jedenfalls die Vermeidung von Immissio-
nen (Z 2),

▷ die das Leben oder die Gesundheit von Menschen oder das
Eigentum oder sonstige dingliche Rechte der Nachbarn
gefährden (lit a) oder

▷ erhebliche Belastungen der Umwelt durch nachhaltige Ein-
wirkungen verursachen (lit b) oder

▷ zu einer unzumutbaren Belästigung der Nachbarn führen
(lit c),

▶ die Vermeidung, Verwertung oder ordnungsgemäße Entsor-
gung von Abfällen (Z 3).

Nach § 17 Abs 2 UVP-G ist keine Interessenabwägung nor-
miert.12 Das bedeutet: Sind die Genehmigungsvoraussetzungen
nicht erfüllt, ist der Genehmigungsantrag ohne Interessenabwä-
gung abzuweisen.

In einem dritten Schritt besteht eine Abweisungsmöglichkeit
wegen „schwerwiegender Umweltbelastungen“ nach § 17 Abs 5
UVP-G. Anders als § 17 Abs 2 UVP-G sieht § 17 Abs 5 UVP-G
eine Interessenabwägung vor. Seit der UVP-G-Nov 2023 ist hier
zusätzlich normiert: Bei Vorhaben der Energiewende darf eine
Abweisung nicht ausschließlich aufgrund von Beeinträchtigun-
gen des „Landschaftsbilds“ erfolgen, wenn im Rahmen der Ener-
gieraumplanung eine strategische Umweltprüfung (SUP) durch-
geführt wurde.

Vor diesem Hintergrund ist zunächst zu prüfen, ob das Land-
schafts- und das Ortsbild Genehmigungskriterien nach einem
gem § 17 Abs 1 UVP-GmitanzuwendendenMateriengesetz sind.
Ist das der Fall, muss im Fall einer erheblichen Beeinträchtigung
des Landschafts- oder Ortsbilds geprüft werden, ob die Mate-
riengesetze eine Interessenabwägung oder eine andere Form
der Ausnahme vorsehen, sodass eine Genehmigung trotz erheb-
licher Beeinträchtigung möglich ist. Ist das nicht der Fall, dann
ist die UVP-Genehmigung zu versagen und die Prüfschritte 2
und 3 entfallen.

Beispielhaft werden im Folgenden die Genehmigungsvoraus-
setzungen anhand der Rechtslage in NÖ geprüft, weil in diesem
Bundesland die meisten Windkraftvorhaben zu finden sind.

a) NÖ NSchG
Das Landschaftsbild ist Genehmigungskriterium nach dem NÖ
Naturschutzgesetz (NÖNSchG):13 Nach § 7 Abs 2 NÖNSchG ist
eine naturschutzrechtliche Bewilligung zu versagen, wenn insb
das Landschaftsbild erheblich beeinträchtigt wird und diese Be-
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einträchtigung nicht durch Vorschreibung von Vorkehrungen
weitgehend ausgeschlossen werden kann.

Wann eine „erhebliche“ Beeinträchtigung gegeben ist, wird im
NÖ NSchG nicht definiert. Nach der Rspr von VwGH und
BVwG ist eine „erhebliche“ Beeinträchtigung jede „nicht unbe-
deutende“ oder „maßgebliche“ Beeinträchtigung.14

Das NÖ NSchG sieht keine Interessenabwägung bei erhebli-
cher Beeinträchtigung des Landschaftsbilds vor. Wird das Land-
schaftsbild erheblich beeinträchtigt, kommt demnach gem § 7
Abs 2 NÖ NSchG nur eine Abweisung des Genehmigungsan-
trags in Frage (siehe jedoch unten Pkt 4).15

b) NÖ ElWG/NÖ BauO
Sowohl das Ortsbild als auch das Landschaftsbild sind Geneh-
migungskriterien nach dem NÖ Elektrizitätswesengesetz (NÖ
ElWG)16 iVm § 56 NÖ Bauordnung (NÖ BauO):17 Nach § 11
Abs 4 NÖ ElWG (Voraussetzungen für die Erteilung der elekt-
rizitätsrechtlichen Genehmigung) ist – sofern für eine Erzeu-
gungsanlage keine baurechtliche Bewilligung erforderlich ist –
§ 56 NÖ BO sinngemäß anzuwenden.

§ 56 Abs 1 NÖ BO normiert, dass Bauwerke so zu gestalten
sind, dass sie dem gegebenen Orts- und Landschaftsbild gerecht
werden. Dabei dürfen sie hinsichtlich Bauform und Farbgebung,
Ausmaß ihres Bauvolumens und Anordnung auf dem Grund-
stück von der bestehenden Bebauung innerhalb des Bezugsbe-
reichs nicht offenkundig abweichen oder diese im Fall einer fest-
stellbaren Abweichung nicht wesentlich beeinträchtigen. Bei der
Beurteilung der Orts- und Landschaftsbildverträglichkeit haben
die im Baubestand des Bezugsbereichs vorhandenen bau- und
kulturhistorisch wertvollen Bauwerke und Ortsbereiche sowie
designierte und eingetragene Welterbestätten besondere Berück-
sichtigung zu finden.

Nach der Rspr des VwGH bedarf die Prüfung, ob ein Bauwerk
geeignet ist, das Orts- und Landschaftsbild zu beeinträchtigen,
der Beiziehung eines Sachverständigen, der aufgrund seines
Fachwissens ein Gutachten zu erstatten hat.18 Das Ortsbild ist
anhand des aktuellen (bewilligten) Erscheinungsbilds der Umge-
bung zu beurteilen. Dabei ist maßgeblich, ob es eine gewisse ge-
meinsame Charakteristik gibt, auch wenn diese nicht vollständig
einheitlich ist. Diese bildet den Maßstab dafür, ob ein Bauvor-
haben das Ortsbild erheblich beeinträchtigt.19

Diese Betrachtung unterliegt jedoch folgender Einschrän-
kung: In § 56 Abs 1 NÖ BO wird zwar auch explizit das Land-
schaftsbild genannt, damit ist jedoch in einer verfassungskonfor-
men Auslegung nur das mit dem Ortsbild jeweils zusammen-
hängende Landschaftsbild zu verstehen.20 Nur soweit eine Be-
ziehung des Ortsbilds zum Landschaftsbild vorhanden ist, ist
gem § 11 Abs 4 NÖ ElWG iVm § 56 Abs 1 NÖ BO bei einem
Windkraftvorhaben auf die Wirkungen des Landschaftsbilds
Rücksicht zu nehmen.21 Liegt somit kein Ortsbild vor, weil zB
im Standortraum nur vereinzelt bauliche Bestände in solitärer
Lage vorhanden sind, kann hier auch kein Konnex zum Land-
schaftsbild gezogen werden.22

Weder das NÖ ElWG noch die NÖ BO sehen eine Interes-
senabwägung vor. Wird daher das Ortsbild und das damit zu-
sammenhängende Landschaftsbild erheblich beeinträchtigt,
kommt nur eineAbweisung des Genehmigungsantrags in Frage
(siehe jedoch unten Pkt 4).

c) Zwischenergebnis
Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sowohl Landschaftsbild
als auch Ortsbild Genehmigungskriterien nach einigen gem

§ 17 Abs 1 UVP-G mitanzuwendenden Materiengesetzen der
Länder (hier bspw NÖNSchG und NÖ ElWG bzw NÖ BO) sind.

Manche dieser Materiengesetze (zB NÖ NSchG und NÖ
ElWG bzw NÖ BO) sehen keine Interessenabwägung oder eine
andere Form der Ausnahme vor, weshalb eine Genehmigung bei
erheblicher Beeinträchtigung grds nicht zulässig ist. In diesem
Fall wäre die UVP-Genehmigung zu versagen.

Jedoch führen verfassungsrechtliche Überlegungen dazu,
dass ein Versagen der Genehmigung lediglich aus Gründen des
Orts- oder Landschaftsbilds ohne Interessenabwägung verfas-
sungsrechtlich unzulässig ist, sofern damit Bundesinteressen un-
terschiedslos unterlaufen werden. Dazu im Folgenden:

Die Errichtung eines Windparks dient der Gewinnung von (er-
neuerbarer) Energie. Elektrizitätswesen ist eine Kompetenz des
Bundes zur Grundsatzgesetzgebung. Die Errichtung eines Wind-
parks liegt somit im Interesse des Bundesgesetzgebers. Die Erlas-
sung von Ausführungsgesetzen und die Vollziehung im Elektri-
zitätswesen fällt in die Kompetenz der Länder.23 Das Grundsatz-
gesetz des Bundes ist das ElWOG,24 das die rechtliche Basis für
die Ausführungsgesetze der Länder bildet. In NÖ ist das NÖ
ElWG maßgeblich, das die eigentlichen normativen Regelungen
enthält.

Der Schutz des Orts- und Landschaftsbilds ist ein Interesse
des Landesgesetzgebers. Dieses Interesse ergibt sich aus dem
NÖ NSchG und der NÖ BauO, die gem § 15 Abs 1 B-VG in
die Kompetenz der Länder fallen.25 Zwar ergibt sich der Schutz
des Orts- und Landschaftsbilds auch indirekt aus dem NÖ
ElWG, das auf die Bestimmungen der NÖ BO verweist. Bei die-
sem Ausführungsgesetz des Landes NÖ zum Bundesgrundsatz-
gesetz handelt es sich jedoch um ein landesgesetzliches Spezifi-
kum, weil der Schutz des Orts- und Landschaftsbilds nicht nach
ElWOG vorgesehen ist. Der Schutz des Orts- und Landschafts-
bilds liegt somit rein im Interesse des Landesgesetzgebers, nicht
auch des Bundesgesetzgebers.

Vor diesemHintergrund stehen sich das Interesse des Bundes-
gesetzgebers am Ausbau von (erneuerbarer) Energie und das In-
teresse des Landesgesetzgebers am Schutz des Orts- und Land-
schaftsbilds gegenüber.

Wie in Pkt 3 ausgeführt würde eine erhebliche Beeinträchti-
gung des Orts- und Landschaftsbilds nach dem NÖ Landesrecht
dazu führen, dass eine UVP-Genehmigung nicht erteilt werden
kann. Dies würde jedoch zu einer Beeinträchtigung des Bundes-
interesses am Ausbau von (erneuerbarer) Energie führen.
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Hier kommt das verfassungsrechtliche Rücksichtnahmege-
bot (auch „Berücksichtigungspflicht“ oder „Torpedierungsver-
bot“ genannt) ins Spiel. Dieses vom VfGH in st Rspr entwickelte
Prinzip besagt, dass der Gesetzgeber einer Gebietskörperschaft
die vom Gesetzgeber einer anderen Gebietskörperschaft wahrge-
nommenen Interessen nicht negieren und deren gesetzliche Re-
gelungen nicht unterlaufen oder torpedieren darf. Das Rück-
sichtnahmegebot gebietet jedem Gesetzgeber, auf die vom Ge-
setzgeber der gegenbeteiligten Gebietskörperschaft kompetenz-
gemäß wahrgenommenen Interessen Rücksicht zu nehmen.
Dabei hat die Gebietskörperschaft eine zu einem angemessenen
Ausgleich führende Abwägung der eigenen Interessen mit jenen
der anderen Gebietskörperschaften vorzunehmen und nur sol-
che Regelungen zu treffen, die zu einem solchen Interessenaus-
gleich führen.26

IdS sieht auch die Generalklausel des § 4 Abs 1 NÖ NSchG
vor, dass kompetenzrechtliche Interessen des Bundes in Form
einer Abwägung mit den Interessen des Naturschutzes zu be-
rücksichtigen sind.

In solchen Fällen judizieren BVwG und VwGH, dass die Beh
eine Interessenabwägung durchzuführen hat.27 In einem UVP-
Genehmigungsverfahren für ein Windparkvorhaben hat das
BVwG zum Landschaftsbild ausgesprochen, dass die General-
klausel des § 4 Abs 1 NÖ NSchG, wonach Interessen des Bundes
zu berücksichtigen sind, in verfassungskonformer Auslegung ei-
ne Interessenabwägung zur Folge habe. Diese kann zugunsten
einer Genehmigung ausgehen.28

Dies gilt nicht nur, wenn das jeweilige Materiengesetz (wie
aktuell das NÖ NSchG in der derzeitigen Fassung) eine solche
generelle Interessenabwägung vorsieht. So hat der VfGH aus An-
lass des Semmering Basistunnels zum NÖ NSchG bereits bevor
dieses die Bestimmung des § 4 Abs 1 NÖ NSchG enthielt, judi-
ziert, dass der Landesgesetzgeber zwar vermeidbare Eingriffe in
Naturschutzinteressen untersagen bzw durch Erteilung von Ne-
benbestimmungen ausgleichen kann. Bei nicht vermeidbaren
Eingriffen muss jedoch eine Interessenabwägung zwischen
den Interessen des Naturschutzes und den anderen, den Eingriff
bewirkenden Interessen erfolgen, auch wenn es sich um kompe-
tenzfremde Interessen handelt.29 Die Einfügung des § 4 Abs 1
NÖ NSchG war eine Folge dieses VfGH-Erk.

Gleiches gilt daher für das NÖ ElWG und die NÖ BO, die (wie
in Pkt 3 beschrieben) keine Interessenabwägung und auch keine
generelle Regelung iSd § 4 NÖ NSchG enthalten, denn eine aus-
nahmslose Abweisung einer Genehmigung für eine Energieer-
zeugungsanlage rein aus Gründen des Orts- und Landschafts-
bilds ohne jedwede Abwägung der Bundes- und Landesinteres-
sen wäre ein verfassungswidriger Eingriff in die Energie-
rechtskompetenz des Bundes.30 Somit muss auch hier eine
Interessenabwägung durchgeführt werden.

Vor dem Hintergrund dieser Rechtslage muss die UVP-Beh
bei der Vollziehung der Materiengesetze des Landes feststellen,
inwieweit die Ausführung des beantragten Windparks der Ver-
wirklichung der vom Bund im Rahmen seiner Kompetenzen zu-
lässigerweise verfolgten öffentlichen Interessen dient. Dieses In-
teresse des Bundes ist mit den Interessen des Landes am Schutz
des Orts- und Landschaftsbilds abzuwägen. Die Interessenabwä-
gung ist idR eine Wertentscheidung, weil die konkurrierenden
Interessen meist monetär nicht bewertbar sind. Die für und ge-
gen ein Vorhaben sprechenden Argumente sind dabei möglichst
umfassend und präzise zu erfassen und einander gegenüberzu-
stellen, um die Wertentscheidung transparent und nachvollzieh-
bar zu machen.31

Zu Windparkvorhaben hat das BVwG in der Vergangenheit
bereits mehrfach festgestellt, dass ein Überwiegen von Bundes-
interessen gegenüber der festgestellten erheblichen Beeinträch-
tigung des Landschaftsbilds (und des Erholungswerts der Land-
schaft) und daher Genehmigungsfähigkeit aus Sicht dieser
Schutzgüter anzunehmen sein kann.32 Gleiches muss uE für
das Ortsbild (das aus unionsrechtlicher Sicht und auch aus Sicht
des UVP-G Teil des Landschaftsbilds ist) gelten.

Unterstützend kann dazu ua auch die EU-Beschleunigungs-
VO33 ins Spiel gebracht werden, wonach der Ausbau von er-
neuerbarer Energie aus unionsrechtlicher Sicht im überwiegen-
den öffentlichen Interesse liegt. Dieses ist grds höher als andere
öffentliche Interessen einzustufen.

Wenn die Interessenabwägung nach den Materiengesetzen
positiv ausgeht, sind in den Schritten 2 und 3 die Genehmigungs-
voraussetzungen des UVP-G zu prüfen (siehe oben Pkt 2). Dazu
im Folgenden.

Ist die Genehmigungshürde der Materiengesetze überwunden,
sind in einem zweiten Schritt die ergänzenden Genehmigungs-
voraussetzungen des § 17 Abs 2 UVP-G zu prüfen.34 Dabei ist
fraglich, ob das Orts- und Landschaftsbild als Genehmigungskri-
terien normiert sind. Relevant könnte das Genehmigungskrite-
rium nach § 17 Abs 2 Z 2 lit b UVP-G sein. Dort wird bestimmt:

Die Immissionsbelastung zu schützender Güter ist möglichst ge-
ring zu halten, wobei jedenfalls Immissionen zu vermeiden sind,
die [. . .] erhebliche Belastungen der Umwelt durch nachhaltige Ein-
wirkungen verursachen, jedenfalls solche, die geeignet sind, den
Boden, die Luft, den Pflanzen- oder Tierbestand oder den Zustand
der Gewässer bleibend zu schädigen [. . .].

Würde man den Immissionsbegriff – entgegen dem Gesetzes-
wortlaut und uE fälschlich – so weit verstehen, dass darunter alle
Auswirkungen des Vorhabens fallen, könnte die Genehmigung
bei erheblicher Beeinträchtigung des Orts- und Landschaftsbilds
nicht erteilt werden. Für die UVP-genuinen Genehmigungsvo-
raussetzungen des § 17 Abs 2 normiert das UVP-G nämlich kei-
ne Interessenabwägung.35 Da es sich um ein Bundesgesetz han-
delt, könnte auch das verfassungsrechtliche Rücksichtnahmege-
bot nicht „helfen“, denn dieses gilt nur zwischen Gebietskörper-
schaften (Bund und Länder), schützt aber nicht eine
Gebietskörperschaft vor sich selbst.36

In seinem Erk v 21. 12. 2023, Ro 2020/04/0018, bestätigt
der VwGH nun die bislang vom BVwG vertretene Ansicht,
dass – auch wenn man den Immissionsbegriff weit verstehen
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möchte – die Auswirkungen eines Windparks auf das Land-
schaftsbild nicht unter den Immissionsbegriff fallen.37 Schon
in der Vergangenheit hat der VwGH ausgesprochen, dass unter
dem in § 17 Abs 2 Z 2 lit b UVP-G genannten Begriff der
„Immission“ jede Form einer „physischen“ Einwirkung zu ver-
stehen ist, die von einem Vorhaben ausgeht und die die
Schutzgüter des § 1 Abs 1 Z 1 UVP-G beeinträchtigen kann.
Dieser Begriff umfasst auch die direkte Einwirkung auf den
Boden, etwa in Form der Entfernung der Deckschicht oder
der Versiegelung.38 Nun hat der VwGH klargestellt, dass nur
physische Einwirkungen erfasst sind; nichtphysische Einwir-
kungen auf Schutzgüter sind nicht unter den Begriff der „Im-
mission“ zu subsumieren.39

Dabei bedient sich der VwGH insb der Lit und Rspr zum Im-
missionsbegriff der GewO40.41 Der VwGH hat dazu bereits klar-
gestellt, dass unter den in § 74 Abs 2 GewO genannten Gefähr-
dungen, Belästigungen und Beeinträchtigungen nur physische
Einwirkungen zu verstehen sind. Beeinträchtigungen des Emp-
findens durch den Anblick einer Betriebsanlage oder ihrer Ab-
gasfahne („optische Belästigungen“ durch Nichtrücksichtnahme
auf „ästhetische Ansprüche“) fallen hingegen nicht darunter.42
Diese Rspr kann auf § 17 Abs 2 Z 2 lit b UVP-G umgelegt wer-
den.43

Somit ist weder die Beeinträchtigung von Landschaftsbild
noch von Ortsbild als Immission gem § 17 Abs 2 Z 2 lit b
UVP-G zu verstehen. Daher enthält § 17 Abs 2 UVP-G keine
Genehmigungsvoraussetzung in Bezug auf das Orts- oder
Landschaftsbild.

In einem letzten (dritten) Schritt ist der Auffangtatbestand des
§ 17 Abs 5 UVP-G zu prüfen, der einen zusätzlichen Abwei-
sungstatbestand vorsieht. Demnach ist die Genehmigung – trotz
Erfüllung der Genehmigungsvoraussetzungen nach § 17 Abs 1
und Abs 2 UVP-G – abzuweisen, wenn das Vorhaben in einer
Gesamtbewertung „schwerwiegende“ Umweltbelastungen be-
wirkt.

§ 17 Abs 5 UVP-G behandelt Umweltauswirkungen, die ent-
weder von den gem § 17 Abs 1 UVP-G mitanzuwendenden Ge-
nehmigungsvoraussetzungen und von § 17 Abs 2 (bzw Abs 3)
UVP-G nicht erfasst sind, oder die von den anzuwendenden Ge-
nehmigungsvoraussetzungen zwar erfasst sind, aber nach diesen
keinen Versagungsgrund bilden.44 Orts- und Landschaftsbild
können davon erfasst sein.

§ 17 Abs 5 UVP-G sieht jedoch eine Interessenabwägung vor
und eine Abweisung scheidet aus, wenn die für das Vorhaben
sprechenden Interessen der Materiengesetze oder des Unions-
rechts überwiegen. Schon vor der UVP-G-Nov 2023 konnten
Windparks die Hürde des § 17 Abs 5 UVP-G vergleichsweise
problemlos überspringen, weil das Interesse an der Erzeugung
erneuerbarer Energien durch Windkraft ein gesetzlich und
unionsrechtlich anerkanntes öffentliches Interesse ist, das im Re-
gelfall jenes am Erhalt des Orts- und Landschaftsbilds über-
wiegt.45

Die UVP-G-Nov 2023 hat diese Rspr nunmehr in § 17 Abs 5
UVP-G auch gesetzlich verankert, indem folgender Satz einge-
fügt wurde: „Bei Vorhaben der Energiewende darf eine Abwei-
sung nicht ausschließlich aufgrund von Beeinträchtigungen des
Landschaftsbilds erfolgen, wenn im Rahmen der Energieraumpla-
nung eine strategische Umweltprüfung durchgeführt wurde.“

Der neue Satz in § 17 Abs 5 UVP-G soll eine Erleichterung in
Bezug auf das Landschaftsbild bringen, indem die bisherige

Rspr wiedergegeben wird. Allerdings wirft dieser Satz eine Reihe
von Fragen auf:
▶ Zunächst ist fraglich, wozu es dieses Satzes bedurfte, wenn es

ohnehin eine Interessenabwägung gibt, die bislang stets zur
Genehmigung von Windparkvorhaben führte. Es scheint sich
eher um „politischen Aktionismus“ als um eine legistisch
sinnvolle Regelung zu handeln.

▶ Fraglich und umstritten ist, ob der Satz nur für § 17 Abs 5
UVP-G oder auch für § 17 Abs 1 UVP-G und die dort ver-
wiesenen Landes-Naturschutzgesetze gilt. UE gilt die Rege-
lung nur für § 17 Abs 5 UVP-G, weil der Bundesgesetzgeber
keine Kompetenz hat, landesgesetzliche Genehmigungsvo-
raussetzungen zu ändern oder aufzuheben.46 Zudem kann
man dem Gesetzgeber nicht unterstellen, er hätte den Satz
fälschlich in § 17 Abs 5 platziert (und in den Erläut auf die
Rspr zu § 17 Abs 5 verwiesen).47

▶ Weiters ist unklar, was unter „Energieraumplanung“ zu ver-
stehen ist: Nur eine überörtliche des Landes (zB NÖ SekROP
Windkraft) oder auch örtliche Raumplanung (Flächenwid-
mung der Gemeinde)? UE ist auch eine Flächenwidmung
der Gemeinde davon erfasst.48 Denn anders als in § 4a
UVP-G, wo von „überörtlicher Windenergieraumplanung“
gesprochen wird, nimmt § 17 Abs 5 UVP-G keine diesbezüg-
liche Einschränkung vor. Zudem ist kein vernünftiger Grund
ersichtlich, weshalb eine „konkretere“ SUP für eine örtliche
Flächenwidmung (konkrete Standorte sind bekannt) nicht er-
fasst sein sollte, eine „abstraktere“ SUP auf Ebene des SekROP
aber schon. Daher würde uE auch eine SUP für die Flächen-
widmung genügen; ausjudiziert ist das aber selbstverständlich
noch nicht.

Va bleibt uE zum Thema Orts- und Landschaftsbild immer noch
die schon bislang bestehende Möglichkeit der Interessenabwä-
gung nach § 17 Abs 5 UVP-G ohne Anwendung des mit der
UVP-G-Nov 2023 neu eingefügten Satzes. Der neue Satz schließt
uE die schon bisher bestehende Möglichkeit der Interessenabwä-
gung nicht aus.

Vor diesem Hintergrund sind – ungeachtet des neuen Satzes –
das Orts- und Landschaftsbild in eine Gesamtbewertung nach
§ 17 Abs 5 UVP-G miteinzubeziehen. § 17 Abs 5 UVP-G sieht
eine Interessenabwägung vor. Dabei sind auch relevante Interes-
sen der Materiengesetze oder des Gemeinschaftsrechts, die für
die Realisierung desWindparks sprechen, zu bewerten. Überwie-
gen diese Interessen, kann die Genehmigung erteilt werden. Al-
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lenfalls besteht ein Restrisiko, dass die Interessenabwägung im
Einzelfall nicht zugunsten des Vorhabens ausfällt.

Die Ergebnisse der obigen Ausführungen zum Thema Orts- und
Landschaftsbild lassen sich wie folgt zusammenfassen:
▶ Die Landschaft ist zwingender Beurteilungsgegenstand der

UVP ieS (UVE sowie UVGA bzw ZB). Die Landschaft nach
UVP-G umfasst sowohl das Landschafts- als auch das Orts-
bild.

▶ Nach § 17 Abs 1 UVP-G muss die UVP-Beh die Genehmi-
gungsvoraussetzungen der Materiengesetze anwenden.
Nach dem NÖ NSchG ist das Landschaftsbild ein Genehmi-
gungskriterium. Nach dem NÖ ElWG iVm NÖ BauO ist
auch das Ortsbild und das damit zusammenhängende Land-
schaftsbild ein Genehmigungskriterium. Trotz fehlender In-
teressenabwägung nach den NÖ Materiengesetzen ist iS des
verfassungsrechtlichen Berücksichtigungsgebots eine Inte-
ressenabwägung zwischen dem Bundesinteresse Energiewe-
sen und dem Landesinteresse Orts- und Landschaftsbild
durchzuführen. Diese Interessenabwägung wird bei Wind-
parks regelmäßig zugunsten des Vorhabens ausfallen.

▶ Auswirkungen eines Windparks auf Landschafts- oder Orts-
bild fallen nicht unter den Immissionsbegriff des § 17 Abs 2
Z 2 lit b UVP-G. Sie sind somit nach § 17 Abs 2 UVP-G
nicht zu prüfen. Daher schadet es nicht, dass § 17 Abs 2
UVP-G keine Interessenabwägung vorsieht.

▶ Bei der Gesamtbewertung nach § 17 Abs 5 UVP-G
(„schwerwiegende Umweltbelastungen“ trotz Einhaltung al-
ler Genehmigungsvoraussetzungen der Materiengesetze und
des § 17 Abs 2 UVP-G) sind das Landschafts- und Ortsbild
zu prüfen. Dies kann theoretisch zu einer negativen Gesamt-
bewertung aus Gründen des Orts- und Landschaftsbilds füh-
ren. § 17 Abs 5 UVP-G sieht jedoch eine Interessenabwä-
gung vor: Es sind auch relevante Interessen der Materienge-
setze oder des Gemeinschaftsrechts, die für die Realisierung
des Vorhabens sprechen, zu berücksichtigen. Überwiegen die-
se Interessen, kann die Genehmigung erteilt werden. Bei
Windparks ging die Interessenabwägung gem § 17 Abs 5
UVP-G unseres Wissens bislang stets zugunsten des Wind-
parks aus.

▶ Die UVP-G-Nov 2023 hat in § 17 Abs 5 UVP-G einen Satz
eingefügt, wonach bei Vorhaben der Energiewende eine Ab-
weisung nicht „ausschließlich“ aufgrund von Beeinträchti-
gungen des Landschaftsbilds erfolgen darf, wenn im Rahmen
der Energieraumplanung eine SUP durchgeführt wurde. Frag-
lich ist, ob es sich um eine SUP für NÖ SekROP Windkraft
gehandelt haben muss, oder ob auch eine SUP für eine ört-
liche Flächenwidmung der Gemeinde genügt. UE trifft Letz-
teres zu.

Abschließend erlauben wir uns die Bemerkung, dass wir über-
zeugt sind, dass Windenergie und Landschaftsästhetik zusam-

menpassen können. Die Kulturlandschaften, in denen ein Groß-
teil der österr Bevölkerung lebt und die logischerweise über die
Jahrhunderte von Menschen geprägt wurden, sind uE hervorra-
gend für Windkraft geeignet. Fachlich „negative“ Gutachten so-
wie diskutierte fixe Höhenbegrenzungen für Windkraftanlagen
in diesen vorgeprägten Gegenden können wir oftmals nicht
nachvollziehen. Diese Landschaftsteile können auch bestens
von der Windkraft und damit zusammenhängenden Maßnah-
men profitieren. Wesentlicher Faktor bei der Windkraft ist die
Beteiligung der Bevölkerung. Diese sollte man durch Mitsprache
und Energiegemeinschaften in die positiven Wirkungen mitein-
beziehen.
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